
düng der Reform bemühte. Obwohl sie sich darin, formal gesehen, mit der sowjeti¬
schen Gruppe einig war, wird in den Akten spätestens seit der Jahreswende 1946/47
auch auf sozialpolitischer Ebene die sowjetisch-französische Entfremdung
immer deutlicher.
Am 1. Februar 1947 trat in der sowjetischen Zone die Neuordnung der Sozialversi¬
cherung in Kraft, die seit 1945 schrittweise vorbereitet worden war. 197 Wie Hockerts
mit Recht feststellt, waren die Kontrollratsverhandlungen zu diesem Zeitpunkt kei¬
neswegs gescheitert, sondern noch voll im Gang. Der Befehl der Sowjets war in
französischen Augen einerseits im Zusammenhang der sowjetischen Politik zu se¬
hen, eigene Maßnahmen in der SBZ als Erfüllung interalliierter Verpflichtungen
darzustellen, solange eine Chance zu ihrer Ausdehnung auf die anderen Zonen zu
bestehen schien. Die Sowjets gingen andererseits noch in einer weiteren Hinsicht
geschickt vor, indem sie Regelungen, die sie in den Kontrollratsverhandlungen
durch ihr Veto verhindert hatten, nun einseitig in Kraft setzten. Gegenüber dem
Stand der Kontrollratsverhandlungen Anfang 1947 war dies insbesondere die An¬
rechnung von Kriegsdienst und Gefangenenzeiten als Ersatzzeiten bei der Rentenbe¬
rechnung und die Ansetzung eines Steigerungsbetrages der Renten von 1 % des
mittleren Jahresarbeitsverdienstes (statt 0,6% im Kontrollratsentwurf, § 53) pro Ver¬
sicherungsjahr; beides steigerte das Rentenniveau. Wie der erboste französische
Sozialversicherungsoffizier vermerkte, geriet der Kontrollrat durch diese manceuvre
in eine schwierige Position: Daß die Berücksichtigung der Kriegsdienstzeiten im
Kontrollrat von den Sowjets verhindert worden war, sei der deutschen Öffentlichkeit
nicht bekannt, so daß die Sowjets als die großzügigste Macht dastünden. Zugleich
seien so hohe Rentensteigerungsbeträge wie in der SBZ ohne die — von den Sowjets
gestrichenen — Staatszuschüsse nicht finanzierbar; lehne der Kontrollrat diese da¬
her ab, so hätten die Sowjets einen effet de propagande . . . beaucoup plus grand
encore, obwohl sich ihr Gesetz schon bald als nicht durchführbar erweisen werde. 198
Schon wenig später sahen die Franzosen sich in ihrem Urteil über die sowjetische
Politik bestätigt, als die höheren Steigerungssätze in der SBZ für viele Versicherte ab
1. September 1947 durch eine Begrenzung der Renten auf den Höchstsatz von
90 RM im Monat zunichte gemacht wurden. 199 Der weitgehend auf Kosten der
Rentner und Beitragszahler erzielte Überschuß belief sich nach sowjetischen Anga¬
ben bereits nach einem Jahr, obwohl keine Staatszuschüsse gezahlt wurden, auf über
1 Milliarde RM. Im Kontrollrat benutzte der sowjetische Vertreter in der Sitzung, in
der die Sozialversicherungsreform endgültig scheitern sollte, diese Zahl allerdings in

SMAD-Befehl Nr. 28, 28. 1. 1947. Texte bei Lehmann, Sozialversicherung. Detaillierter
Vergleich der Bestimmungen im Kontrollratsentwurf vom 14. 12. 1946 und im SMAD-Be¬
fehl Nr. 28 in Registratur LVA RLP Az. 300/30.
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Positions alliees ä l'egard des projets de lois sur les assurances sociales, actuellement en cours
d'examen, AdO Colmar GFCC C. 828/TRA 8. Weitere Korrespondenz dazu ebd. CGAAA
C. 2672/11 — 1. Die Skepsis hinsichtlich der Finanzierbarkeit der sowjetischen Rentenbe¬
stimmungen teilten auch deutsche Experten; vgl. Hockerts, Entscheidungen, S. 68.
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